
 

 

Finanzgericht Düsseldorf  
Newsletter Juni 2021 

Sehr geehrte/r…, 

der Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf informiert regelmäßig über ausgewählte aktuelle Entscheidungen und über 
interessante Entwicklungen im und um das Finanzgericht Düsseldorf. 

Aktuelle Entscheidungen des Finanzgerichts Düsseldorf 

Keine Wiedereinsetzung gemäß § 56 FGO trotz pandemiebedingter Gründe bei 
Organisationsverschulden in der Kanzlei 

Unser 8. Senat hatte über eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand bei versäumter Klagefrist zu entscheiden. 

Am 09.06.2020, einen Tag nach Ablauf der Klagefrist, erhob die anwaltlich vertretene Klägerin eine Klage und stellte 
zugleich einen Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. Die Prozessbevollmächtigte der Klägerin war 
eine Kanzlei mit mehreren Berufsträgern. Die Rechtsanwältin, die die Klageschrift unterzeichnet hatte, trug vor, dass sie 
die Klage nicht fristgemäß habe erheben können. Ihre Mutter, die ihre beiden Kinder nach 
der pandemiebedingten Notbetreuung in der Schule bzw. Kindertagesstätte betreut habe, habe sie am Nachmittag des 
08.06.2020 telefonisch darüber informiert, dass ihr Sohn Fieber bekommen habe. Eine Infektion ihres Sohnes mit 
dem Corona-Virus sei nicht auszuschließen gewesen. Da ihre Mutter zur so genannten Risikogruppe gehöre, habe 
sie ihren Arbeitsplatz außerplanmäßig und übereilt verlassen. In einem emotionalen Ausnahmezustand habe sie ihren 
Laptop im Büro vergessen.  

Die Richter wiesen die Klage mit Urteil vom 29.04.2021 wegen Nichteinhaltung der Klagefrist als unzulässig ab. Eine 
Wiedereinsetzung in die abgelaufene Klagefrist lehnte der Senat ab. Denn es liege aus zwei Gründen ein Verschulden der 
Prozessbevollmächtigten der Klägerin vor: Zum einen habe die Rechtsanwältin zumindest fahrlässig gehandelt, indem sie 
ihren Arbeitsplatz ohne weitere Vorkehrungen und Laptop verlassen habe. Spätestens als die Situation sich am Abend als 
harmlos herausgestellt habe, hätte sie die Klage noch erheben können. Zum anderen sei von einem erheblichen 
Organisationsverschulden innerhalb der Kanzlei auszugehen. Die Prozessbevollmächtigte habe nicht erläutert, wie sie 
kanzleiintern die Einhaltung von Fristen in Verhinderungsfällen z.B. durch Vertretungs- und Informationsketten sicher 
stelle. Dies gelte auch in Zeiten der Covid-19-Pandemie, zumal die damit verbundenen Einschränkungen im Juni 2020 
nicht mehr unvorhersehbar gewesen seien. 

Der Senat hat die Revision nicht zugelassen.  

Die Entscheidung im Volltext: 8 K 1416/20 G 

http://www.fg-duesseldorf.nrw.de/
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2021/8_K_1416_20_G_Urteil_20210429.html


 

Gewährung des Begünstigungstransfers erfordert keine Erbauseinandersetzung 
innerhalb von sechs Monaten 

Die Erbschaftsteuerbegünstigungen für den Erwerb von Betriebsvermögen und eines Familienheims können vom Erben 
auf einen Dritten übergehen, wenn im Rahmen der Nachlassteilung begünstigtes Vermögen übertragen wird. Entgegen 
der Auffassung der Finanzverwaltung setzt dieser Begünstigungstransfer nicht voraus, dass die Erbauseinandersetzung 
innerhalb von sechs Monaten nach dem Erbfall erfolgt. Dies hat unser 4. Senat mit Urteil vom 21.04.2021 entschieden: 

Der Kläger und sein Bruder sind zu je 1/2 Erben ihrer im Jahr 2015 verstorbenen Eltern. Zum Nachlass gehörten u.a. eine 
Kommanditbeteiligung des Vaters und mehrere Grundstücke. Das beklagte Finanzamt setzte gegenüber dem Kläger die 
Erbschaftsteuer unter dem Vorbehalt der Nachprüfung fest. Dabei wurden ihm für den Erwerb des Betriebsvermögens und 
für einzelne Grundstücke Vergünstigungen gemäß §§ 13a-13c ErbStG gewährt. Weiterhin kam für eine nach dem Erbfall 
vom Kläger bewohnte Wohnung die Steuerbefreiung des § 13 Abs. 1 Nr. 4c ErbStG  zur Anwendung.  

Zum Zwecke der Erbauseinandersetzung trafen die Brüder im Jahr 2018 eine Vereinbarung. Der Bruder übertrug dem 
Kläger den hälftigen Eigentumsanteil an der vom Kläger bewohnten Wohnung sowie den anteiligen Kommanditanteil. Die 
Grundstücke wurden zwischen den Brüdern aufgeteilt. Anschließend beantragte der Kläger beim Finanzamt eine Änderung 
seiner Erbschaftsteuerfestsetzung. Nach der Vermögensaufteilung seien ihm die erbschaftsteuerlichen Begünstigungen 
für das Betriebsvermögen und das Familienheim statt bisher zu 50 % in vollem Umfang zu gewähren.  

Das Finanzamt lehnte eine Bescheidänderung ab. Eine Erbauseinandersetzung könne steuerlich nur berücksichtigt 
werden, wenn sie zeitnah - also innerhalb von sechs Monaten - nach dem Erbfall erfolge. Im Streitfall seien zwischen dem 
Erbfall und der Erbauseinandersetzung jedoch drei Jahre vergangen.  

Die dagegen gerichtete Klage hatte Erfolg. Das Finanzgericht Düsseldorf entschied, dass der Zeitablauf von etwa drei 
Jahren dem Übergang der Erbschaftsteuerbegünstigungen vom Bruder auf den Kläger nicht entgegensteht. Die Richter 
führten aus, dass das Gesetz keine Frist enthalte, innerhalb derer die Erbauseinandersetzung zu erfolgen habe. 

Im Streitfall sei der für einen Begünstigungstransfer erforderliche innere Zusammenhang zwischen der 
Vermögensaufteilung und dem Erbfall gegeben. Ein solcher Zusammenhang könne auch dann noch bestehen, wenn die 
Auseinandersetzung – etwa bei komplexen Vermögenslagen und zu klärenden Bewertungsfragen – erst längere Zeit nach 
dem Erbfall erfolge. Es bestünden keine Anhaltspunkte dafür, dass es aufgrund eines neuen Willensentschlusses der 
Erben zu einer Vermögensübertragung gekommen sei.  

Bei der Neuberechnung der Erbschaftsteuer wird das Finanzamt auch die Steuerbefreiung für ein Familienheim in vollem 
Umfang zu berücksichten haben. Der Senat hielt es für unschädlich, dass der Bruder die persönlichen Voraussetzungen 
dieser Steuerbefreiung nicht erfüllte. Entscheidend sei, dass er dem Kläger abstrakt begünstigungsfähiges Vermögen 
übertragen habe und der Kläger die persönlichen Voraussetzungen der Steuerbefreiung erfülle.  

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. Die vom Finanzgericht zugelassene Revision wurde eingelegt und ist beim 
Bundesfinanzhof unter dem Az. II R 12/21 anhängig.  

Die Entscheidung im Volltext: 4 K 1154/20 Erb 

 

Eigentumsübergang im Wege der Zwangsversteigerung ist ein Veräußerungsgeschäft 
i.S.d. § 23 EStG 

Eine Zwangsversteigerung eines Grundstücks kann ein privates Veräußerungsgeschäft i.S.d. § 23 EStG sein. Dies hat 
unser 2. Senat - worüber wir bereits in unserem Januar-Newsletter berichtet haben - in einem Verfahren des vorläufigen 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2021/4_K_1154_20_Erb_Urteil_20210421.html


Rechtsschutzes entschieden (Az. 2 V 2664/20 A(E)). Mit Urteil vom 28.04.2021 erging nun die Entscheidung im 
dazugehörigen Klageverfahren (Az. 2 K 2220/20 E): 

Im Jahr 2019 wurden zwei Grundstücke des Klägers zwangsversteigert. Beide Grundstücke hatte der Kläger im Jahr 2009 
im Wege der Zwangsversteigerung erworben. Das Finanzamt sah darin zwei private Veräußerungsgeschäfte und 
versteuerte sonstige Einkünfte des Klägers. 

Der Kläger war hingegen der Ansicht, dass er den Überschuss zwischen Versteigerungserlös und Anschaffungskosten 
nicht zu versteuern habe. Es fehle bereits an einer Veräußerung. Ein Eigentumsverlust aufgrund einer 
Zwangsversteigerung beruhe - wie eine Enteignung - nicht auf einem willentlichen Entschluss des Eigentümers. Außerdem 
sei bei der Fristberechnung nicht auf den Zeitpunkt der Abgabe des Meistgebots, sondern auf das spätere Datum des 
Zuschlagbeschlusses abzustellen, so dass im Streitfall die Zehnjahresfrist abgelaufen sei.  

Ebenso wie der Aussetzungsantrag hatte die Klage keinen Erfolg. Das Finanzgericht Düsseldorf bestätigte die Ansicht des 
Finanzamts, dass der Kläger zwei private Veräußerungsgeschäfte getätigt habe. Bei einer Zwangsversteigerung beruhe 
der Eigentumsverlust  auf einem Willensentschluss des Eigentümers. Denn er könne - anders als bei einer Enteignung 
- den  Eigentumsverlust durch eine Befriedigung der Gläubiger verhindern. Ob dem Kläger eine Gläubigerbefriedigung 
tatsächlich wirtschaftlich möglich gewesen sei, sei insofern unbeachtlich. 

Der Senat bejahte auch eine Veräußerung innerhalb der Frist des § 23 EStG. Für diese Fristberechnung sei auf das 
obligatorische Rechtsgeschäft abzustellen. Bei einer Zwangsversteigerung sei daher der Tag der Abgabe des jeweiligen 
Meistgebots entscheidend. Der Zuschlag, mit dem der Erwerber anschließend das Eigentum kraft Hoheitsakt erwerbe, sei 
hingegen der "dingliche" Akt der Eigentumsübertragung, der für die Fristberechnung unerheblich sei. 

Der Senat hat die Revision nicht zugelassen.  

Die Entscheidung im Volltext: 2 K 2220/20 E 

Weitere aktuelle Entscheidungen im Überblick 

Abgabenordnung 

Keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Erhebung von Säumniszuschlägen 

Die Entscheidung im Volltext: 12 K 1420/20 AO 

 

Einheitswert/Grundsteuermessbetrag/Prozessrecht 

Belegenheit eines Grundstücks in der „Tag-Schutzzone 2“ rechtfertigt keinen über 5 % hinausgehenden Abschlag 
bei der Einheitsbewertung; Keine Terminsverlegung wegen der Corona-Pandemie bei Antragstellung „in letzter 
Minute" 

Die Entscheidung im Volltext: 11 K 983/17 Gr,BG 

 

Feststellung von Einkünften/Abgabenordnung 

Eine Aussetzung der Steuerfestsetzung gemäß § 165 Abs. 1 Satz 4 AO gilt für sämtliche Vorläufigkeitsgründe 

Die Entscheidung im Volltext: 14 K 53/18 F 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2020/2_V_2664_20_A_E_Beschluss_20201126.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2021/2_K_2220_20_E_Urteil_20210428.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2021/2_K_2220_20_E_Urteil_20210428.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2021/12_K_1420_20_AO_Urteil_20210422.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2021/11_K_983_17_Gr_BG_Urteil_20210415.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2021/14_K_53_18_F_Urteil_20210304.html


 

Gewerbesteuermessbetrag/Feststellung vortragsfähiger Gewerbeverlust 

Nutzung eines Grundstücks durch eine unter 1 % an der Gesellschaft beteiligte Genossin steht erweiterter 
Kürzung des Gewerbeertrags nach § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG nicht entgegen 

Die Entscheidung im Volltext: 9 K 2652/19 G,F 

 

Lohnsteuerhaftung 

Ein im Schutzschirmverfahren bestellter vorläufiger Sachwalter mit Kassenführungsbefugnis gehört nicht zum 
Personenkreis der §§ 34, 35 AO 

Die Entscheidung im Volltext: 14 K 3658/16 H(L) 

 

Save the Date: DStJG-Regionaltagung am 11.11.2021 

Am 11.11.2021 um 17 Uhr wird die diesjährige Regionalveranstaltung der Deutschen Steuerjuristischen Gesellschaft e.V., 
die in Kooperation mit dem Finanzgericht Düsseldorf ausgerichtet wird, stattfinden.  

Zum Thema „Aktuelles zum Gemeinnützigkeitsrecht“ werden folgende Referenten vortragen:  

Prof. Dr. Roman Seer (Institut für Steuerrecht und Steuervollzug, Ruhr-Universität Bochum) 

Prof. Dr. Bernd Heuermann (Vorsitzender Richter am BFH a.D.) 

RA Prof. Dr. Stephan Schauhoff (Flick Gocke Schaumburg) 

Wie in den Vorjahren wird die Veranstaltung von Richter am Finanzgericht Dr. Oliver Rode moderiert. Über die Form der 
Ausrichtung, die Anzahl der möglichen Teilnehmer sowie Anmeldemöglichkeiten werden wir Sie in den kommenden 
Ausgaben unseres Newsletters sowie auf unserer Homepage informieren. 

Bitte merken Sie sich den 11.11.2021 vor.  

  

 

Aktuelle Entscheidungen des Finanzgerichts Düsseldorf und anderer Gerichte finden Sie in der 
Rechtsprechungsdatenbank Nordrhein-Westfalen. Dort werden Sie auch über die gewerbliche Nutzung informiert. 

Der Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf erscheint nach Bedarf, in der Regel monatlich. Frühere Ausgaben des 
Newsletters sind im Archiv des Newsletters abgelegt und können dort heruntergeladen werden. Die Abbestellung des 
Newsletters ist jederzeit möglich. 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2021/9_K_2652_19_G_F_Urteil_20210422.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2021/14_K_3658_16_H_L_Urteil_20210312.html
http://www.nrwe.de/
http://www.fg-duesseldorf.nrw.de/behoerde/presse/newsletter/index.php
http://www.fg-duesseldorf.nrw.de/behoerde/presse/newsletter/index.php
http://www.fg-duesseldorf.nrw.de/behoerde/presse/newsletter/index.php
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